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Berichte und Analysen 

BioSkop hat das Instru-
ment der »Gesundheitlichen 
Versorgungsplanung für die 

letzte Lebensphase« seit 2015 
kontinuierlich beschrieben, 
analysiert, hinterfragt. Auf  

www.bioskop-forum.de  
finden Sie ein Online-Dossier 

zum Thema und außerdem 
zahlreiche Texte, die Patien

tenverfügungen und ihre 
(auch gesellschaftlichen) 

Wirkungen kritisch unter die 
Lupe nehmen. Bitte lesen und 
weiterleiten an alle Menschen, 

die an fundierten Informatio-
nen interessiert sind. Eine gut 

informierte, öffentliche Dis-
kussion auch über Alternativen 

zu fragwürdigen »Vorsorge«-
Instrumenten ist dringender 

denn je – auch angesichts der 
Tatsache, dass viele Pflege

heime und Kliniken und teils 
auch Krankenkassen unter 

ökonomischem Druck stehen. 

Ernst Engelke, Professor 
(emeritiert) für Soziale  

Arbeit an der Fachhoch­
schule Würzburg

→→

Nicht empfehlenswert
Dämpfer vom G-BA für »Behandlung im Voraus planen«

Die Markenanmeldung erfolgte im Jahr  
2009 – ohne Wissen der Projektbeteiligten. Als 
dieser Umstand später bekannt wurde (→ BIO-
SKOP Nr. 49), äußerten einige Teilnehmer den 
Verdacht, es handle sich bei »RESPEKT« um eine 
kommerzielle Unternehmung. Zudem wurden 
Manipulationen bei Beratungsprozessen moniert. 
In der Schmitten reagierte 2012 auf die Vorwürfe:  
»Die Unterstellung, das Projektteam verfolge 
mit dem Markenschutz einen geheimen Plan zur 
persönlichen Bereicherung, ist schon deshalb ab-
wegig, weil die Markenrechte den Universitäten 
Augsburg und Düsseldorf gehören. Zudem legt 
der Fördervertrag fest, dass sämtliche Projekter-
gebnisse der gesetzlichen Krankenversicherung 
unentgeltlich zur Verfügung stehen. Selbstkri-
tisch ist anzumerken, dass dieser Sachverhalt 
den Projektteilnehmern nicht proaktiv mitgeteilt 
wurde – eine einfache Rückfrage hätte jedoch 
zur Aufklärung geführt. Mögliche Einkünfte 
der Studienleitung als zukünftige Trainer eines 
erfolgreichen, überregionalen Projekts ›beizeiten 
begleiten‹ wären im Übrigen nicht ehrenrührig 
und kein Argument gegen die Sache.«

Im Deutschen Ärzteblatt (Heft 4/2014) stell-
ten die Autoren ihr RESPEKT-Projekt öffentlich 
vor und erläuterten: »›beizeiten begleiten®‹ (b.b.)  
ist eine eingetragene Wort-Bild-Marke der Uni-
versitäten Düsseldorf und Augsburg, ›HAnNo®‹ 
eine eingetragene Wort-Bild-Marke der Univer-
sität Düsseldorf. Die Autoren haben diese Mar-
ken entwickelt, besitzen jedoch keine kommer-
ziellen Rechte daran. Darüber hinaus erklären 
sie, dass keine Interessenkonflikte bestehen.«

Viele Versprechen

Trotz gegenteiliger Erklärung warben in 
der Schmitten und Marckmann ab 2010 aktiv 
für das ACP-Programm »beizeiten begleiten®«, 
setzten es bundesweit kommerziell ein, schulten 
und zertifizierten Teilnehmende – unterstützt 
durch den Deutschen Hospiz- und Palliativ-Ver-
band (DHPV) sowie die Deutsche Gesellschaft 
für Palliativmedizin (DGP). Dabei warben sie 
unter anderem mit der Aussage, »beizeiten 
begleiten®« ermögliche es einer Vielzahl älterer 
und chronisch kranker Menschen, eine aussage-
kräftige und valide Vorausverfügung zu erstellen. 
Der damit verbundene hohe Aufwand sei gerecht-
fertigt, da auf diese Weise unerwünschte Behand-
lungen vermieden würden. Gleichzeitig könnten 
Betroffene, ihre Angehörigen sowie das medizi-
nische Personal entlastet und knapper werdende 
Ressourcen gezielter für jene eingesetzt werden, 
die tatsächlich eine Behandlung wünschen.

Das Projekt »Behandlung im Voraus 
planen« (BEVOR) soll die gesundheitliche 
Vorausplanung für die letzte Lebensphase  
in Pflegeheimen gezielt fördern. Der Inno-
vationsausschuss beim Gemeinsamen 
Bundesausschuss (G-BA) hält es aber für 
nicht empfehlenswert. Konsequenzen aus 
dieser Bewertung, beschlossen im März 
2025, sollte nun der Gesetzgeber ziehen. 
Das BEVOR-Projekt hat eine lange, denk­
würdige Geschichte.

»Auch alte und chronisch multimorbide 
Menschen haben einen Anspruch darauf, 

so behandelt zu werden, wie sie das wünschen –  
auch dann, wenn sie nicht mehr einwilligungs-
fähig sind. Das seit Jahrzehnten dafür bemühte 
Instrument der traditionellen Patientenverfü
gung gilt wissenschaftlich als gescheitert.« Mit 
dieser These begründete der Hausarzt und 
Mitarbeiter der Universitätsklinik Düsseldorf 
Jürgen in der Schmitten wiederholt seine For-
schungen zur Patientenverfügung. 

In der Schmitten, inzwischen Professor am  
Uniklinikum in Essen, hatte 2006 an der Taunus- 
Summerschool der Uni Marburg teilgenommen. 
Dort entstand der Leitfaden »Wertvorstellung 
und Respekt« zur Integration von Patientenver
fügung und Vorsorgevollmacht in die klinische 
und ambulante Versorgung. In diesem Leitfaden  
wurden die »Standards für die Beratung zu 
Patientenverfügungen« der Arbeitsgruppe der 
Akademie für Ethik in der Medizin e.V. mit dem 
US-amerikanischen, markenrechtlich geschützten 
ACP-Programm »Respecting Choices®« verknüpft.

Gemeinsam mit der Juristin Sonja Rothär-
mel (Uni Augsburg) und dem Medizinethiker 
Prof. Georg Marckmann (LMU München) 
startete in der Schmitten das Forschungsprojekt 
»RESPEKT für vorausverfügte Präferenzen und 
Entscheidungen für den Fall von Krankheit und 
Tod« (2008 – 2011). Ziel war es, eine deutsche 
Adaption von »Respecting Choices®« unter dem 
Namen »beizeiten begleiten®« im deutschen 
Gesundheitswesen zu etablieren.

Das von in der Schmitten als »aus dem ge-
wohnten Rahmen fallende Forschungsprojekt« 
bezeichnete Vorhaben an der Uniklinik Düssel-
dorf wurde in Seniorenheimen im Rhein-Kreis 
Neuss durchgeführt und von der Bundeswissen
schaftsministerin Annette Schavan (Rhein-Kreis  
Neuss) gefördert. Die Anmeldung des Namens 
»beizeiten begleiten®« als Wort-Bild-Marke 
beim Deutschen Patent- und Markenamt 
war für in der Schmitten das wichtigste 
Forschungsergebnis. 
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»Versorgungsplanung für 
die letzte Lebensphase«

Speziell ausgebildete Bera-
ter*innen sollen Menschen 
in Pflege- und Behinderten-
einrichtungen motivieren, 
eine Patientenverfügung zu 
verfassen. Darauf zielt im 
Kern die »Gesundheitliche 
Versorgungsplanung für die 
letzte Lebensphase«, ermög-
licht mit dem seit Ende 2015 
geltenden Hospiz- und Pallia-
tivgesetz. Das Angebot ist im 
Prinzip freiwillig: Stationäre 
Einrichtungen der Alten- und 
Behindertenhilfe können die 
Versorgungsplanung gemäß  
§ 132g SGB V anbieten, sie  
sind aber nicht dazu verpflich- 
tet. Die Heimbewohner*innen  
und ihre rechtlichen Vertre
ter*innen entscheiden formal 
selbst, ob sie das von den 
Krankenkassen zu bezahlen
de Angebot annehmen wollen 
oder nicht. Vorgaben für die 
Inhalte und Anforderungen 
der Beratungs- und Planungs- 
praxis hat der GKV-Spitzen
verband im Dezember 2017 
mit den Verbänden der Heim- 
träger vereinbart. Ziel des 
neuen Instruments ist es, 
Therapieentscheidungen 
für einen hypothetischen 
Notfall im Voraus mit den 
Bewohner*innen zu bespre
chen und das denkbare 
medizinische Handeln vorab 
im Detail festzulegen. Diese 
»Planung« – vereinbart weit  
weg von der konkreten 
Behandlungssituation – gilt 
ausdrücklich auch für den 
Verzicht auf Therapien, die 
Leben retten könnten. Die 
nach der Beratung erklärten  
Festlegungen müssen 
schriftlich dokumentiert wer-
den und jederzeit verfügbar 
sein; im Notfall sollen sie für 
alle Beteiligten rechtsver-
bindlich sein – für den betrof-
fenen Bewohner ebenso wie 
für Heime, Mediziner*innen, 
Rettungsdienste, Kranken-
häuser. Möchte der oder die 
Beratene keine schriftliche 
Willensäußerungen treffen, 
ist auch »dies in der Doku-
mentation festzuhalten«, 
besagt die Vereinbarung.

→ Hunderte Ärztinnen, Ärzte und Pflegefach-
kräfte nahmen kostenpflichtig an den Schulun-
gen teil, ließen sich als »beizeiten begleiten®«-
Gesprächsbegleiter*innen oder Trainer*innen 
zertifizieren und nutzten anschließend das 
Programm »beizeiten begleiten®« – mutmaßlich 
ebenfalls unbefugt – selbst kommerziell. 

Laut Rothärmel halten sie selbst, in der Schmit- 
ten und Marckmann, ein »Europäisches Patent 
beizeiten-begleiten«, das am 13. Juni 2012 ausge-
stellt wurde und bis 2042 gültig ist. 

Von den zahlreichen Anbietern im Bereich 
der gesundheitlichen Vorausplanung wählte 
Bundesgesundheitsminister Hermann Gröhe 
(Rhein-Kreis Neuss) ausgerechnet Jürgen in der 
Schmitten aus. Die Bundesregierung erklärte  
am 4. August 2015: »Gesundheitsminister 
Hermann Gröhe hatte sich im Juni vor Ort über 
das Projekt [›Respekt‹] informiert. Denn der 
Erfolg [sic!] dieses Projekts hat wesentlich dazu 
beigetragen, dass im Hospiz- und Palliativge-
setz die ›gesundheitliche Vorausplanung für die 
letzte Lebensphase‹ künftig – finanziert von den 
Krankenkassen – ermöglicht wird.«

Trotz gravierender Einwände von Fachver-
bänden, der Gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) und der Bundesärztekammer setzte Gröhe 
durch, dass »Gesundheitliche Versorgungsplanung 
für die letzte Lebensphase« als reguläre Leistung 
der gesetzlichen Krankenkassen (§ 132g SGB V) 
anerkannt wurde (am 5. November 2015). Mög-
licherweise war das Parlament über zentrale Hin-
tergründe nicht ausreichend informiert. Damit 
wurde die Geschäftsidee von in der Schmitten 
in eine kassenärztliche Leistung überführt – ein 
weltweit einzigartiger Vorgang.

Im Jahr 2016 änderten in der Schmitten, 
Marckmann und Nauck ihre Strategie: Sie ersetz- 
ten den markenrechtlich geschützten Namen 
des ACP-Programms durch die rechtlich unge-
schützte Bezeichnung »Behandlung im Voraus 
Planen (BVP)« und teilten mit, selbst als BVP-
Trainer tätig zu sein.

Im vom Bundesgesundheitsministerium  
geförderten Projekt »Umsetzung« an der 
Uniklinik Düsseldorf wurde unter der Leitung 
von in der Schmitten, Marckmann und Nauck 
eine Task Force ACP gebildet – bestehend aus 
führenden Vertreter*innen des DHPV und der 
DGP. Ziel war es, die praktische Umsetzung von 
§ 132g SGB V zu entwickeln. Mit Erfolg: Das 
ACP-Programm »beizeiten begleiten®« bildet 
die Grundlage für die »Vereinbarung zwischen 
gesetzlichen Krankenkassen und Trägern von 
Pflegeeinrichtungen« gemäß § 132g SGB V. 
Dennoch war in der Schmitten unzufrieden: Er 
hatte kein Weiterbildungs-Monopol für § 132g 
SGB V erhalten und beklagte, damit sei »das 
Niveau dieser Qualifizierung dem freien Markt 
überlassen. Dies birgt erhebliche Risiken für den 
Erfolg der Umsetzung eines ACP-Konzeptes«.

Zur organisatorischen Bündelung ihrer 
Aktivitäten gründeten die Hauptakteure im 
Jahr 2017 den Verein »Div-BVP e.V.«, der heute 
unter dem Namen »Advance Care Planning 
Deutschland e.V.« firmiert. Professor in der 
Schmitten fungiert als geschäftsführender 
Vorstand. Der Verein versteht sich als »Dienste
anbieter« und operiert mit eigenen »Allgemei-
nen Geschäftsbedingungen«.

In der Präambel der genannten »Verein-
barung« ist festgelegt, dass »wegen fehlender 
Erfahrungsdaten in einer Übergangszeit eine 
Datenerhebung in den vollstationären Pflegeein-
richtungen sowie in den Einrichtungen der Ein-
gliederungshilfe erfolgt, um auf dieser Grund-
lage die vereinbarte Vergütungssystematik zu 
überprüfen und weiterzuentwickeln.«

Ernüchternde Ergebnisse 

Das Forschungsziel des mit 2,5 Millionen 
Euro geförderten Konsortialforschungsprojektes 
»BEVOR« unter der Leitung von in der Schmit-
ten war, die »Effektivität des ACP-Programms 
der Deutschen interprofessionellen Vereinigung 
Behandlung im Voraus Planen e.V. (DIV-BVP) ...
zu untersuchen.« (2019 – 2022). Am 30. Septem-
ber 2023 veröffentlichten die fünf Konsortial-
partner die Ergebnisse der BEVOR-Studie: »Die 
ACP-Intervention führte zwar zu einem signifi-
kanten Anstieg, jedoch nicht zu einer relevanten 
Prävalenz handlungsleitender Notfallbögen in der 
Interventionsgruppe. Wie zu erwarten, zeigte sich 
im Vergleich zur Kontrollgruppe keine Wirkung 
auf die klinischen Endpunkte.« Zu den unter-
suchten Endpunkten zählten unter anderem: die 
Reduktion von Krankenhauseinweisungen, die 
Vermeidung ungewollter Krankenhausaufenthalte 
und invasiver Maßnahmen (z.B. Reanimationen, 
PEG-Sonden) sowie eine Verlagerung des Sterbe-
orts vom Krankenhaus in die Pflegeeinrichtung.

Gemäß § 92a SGB V entscheidet der Innova-
tionsausschuss beim Gemeinsamen Bundesaus-
schuss, ob eine neue Versorgungsform in die  
Regelversorgung der gesetzlichen Krankenkassen  
überführt wird. Am 21. März 2025 beschloss er:  
»Der Innovationsausschuss spricht für das 
Projekt BEVOR keine Empfehlung aus.« Die 
Entscheidung wurde ausführlich begründet.

Damit gilt das unter § 132g SGB V verankerte  
ACP-Geschäftsmodell als wissenschaftlich 
gescheitert. Die ACP-Protagonisten haben selbst 
nachgewiesen, dass ihre Gesprächsbegleitungen 
keine messbare Wirkung zeigen. Es ist nun Auf-
gabe des Gesetzgebers, die Konsequenzen aus 
dem Beschluss des Ausschusses zu ziehen. 

Bis Ende 2024 zahlten die gesetzlichen Kran-
kenkassen 157,5 Millionen Euro für BEVOR-Leis-
tungen zur gesundheitlichen Versorgungsplanung, 
jetzt jährlich 40 Millionen Euro – viel Geld für 
nachweislich nicht effektive Beratungen. �


